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das Slati erſcheint nach © 54 2 Zu beziehen durch alle Poft: 
Bedarf, im allgemeinen 7 5 — anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. Berlin W. 8, Mauerſtr. 43/44. 
der 
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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— Zigarrenfabrikanten Georg Meyer in 
gnädigſt geruht, Löhne, Kreis Herford, den Charakter 


als Kommerzienrat 


dem Kommerzienrat Karl Bolle in Berlin ; 
zu verleihen. 


den Charakter als Geheimer Kommerzien⸗ 
rat ſowie 

dem Kaufmann Wilhelm Beer in Königs— Den Baugewerkſchuloberlehrern Profeſſor 
berg i. Pr., dem Fabrikanten Rudolf Uſener in Stettin und Profeſſor Raabe in 
Hardt fen. in Lennep, dem Kaufmann Laſſel iſt der Rang der Räte IV. Klaſſe ver 
Adolf Unruh in Danzig und dem liehen worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Beſoldungsdienſtalter der aus dem Militäranwärterſtande hervorgegangenen Beamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Mai 1909. 
Unter Beziehung auf meinen Erlaß vom 8. April d. Is. (HMBl. S. 215) wird 
hierunter die von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem Herrn Miniſter des 
Junern erlaſſene Verfügung vom 13. Mai d. Is. wegen Ausführung der Allerhöchſten Order 
vom 22. März d. Is., betreffend Beſoldungsdienſtalter der aus dem Militäranwärterſtande 
hervorgegangenen Beamten, zur Beachtung auch für den Geſchäftsbereich meiner Verwaltung 
mitgeteilt. 
g Erſcheint es bei Beamten der mir unterſtellten Verwaltung nach Lage der Umſtände 
angemeſſen, als Zivildienjtzeit im Sinne jener Vorſchriften auch ſolche Dienſtzeit — Probe⸗ 
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dienſtzeit, Zeit der informatoriſchen Beſchäftigung oder diätariſche Dienſtzeit — anzurechnen, 
die in einem anderen Dienſtzweige zurückgelegt iſt, als in demjenigen, in dem die Anſtellung 
erfolgt iſt, ſo iſt dazu vorgängig meine Genehmigung einzuholen. 

In Vertretung. 
IIa 2840. I 4360. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Berlin, den 13. Mai 1909. 


Betriſſt die Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der nus 
dem Militäranwärterſtande hervorgegangenen Zivilbeamten im Bereiche der all— 
gemeinen Verwaltung und der Verwaltung des Innern. 


(1) Ew. uſw. erhalten anbei zur Nachachtung Abdrucke des Allerhöchſten Erlaſſes 
vom 22. März d. Is., betreffend Anderung der Vorſchriften über die Anrechnung von 
Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der aus dem Militäranwärterſtande hervor⸗ 
gegangenen mittleren Beamten, Zeichner, Kanzleibeamten und Unterbeamten.“) 

(2) Nach Abſchnitt 1 Nr. 1 der neuen Vorſchriften iſt für Unteroffiziere, die mindeſtens 
9 Jahre aktiv im Heere oder in der Marine gedient haben, die bisher nur den mittleren 
Beamten gewährte Vergünſtigung der Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter auf die Unterbeamten ausgedehnt und zugleich das Höchſtmaß der anzurechnenden 
Dienſtzeit von 1 Jahr auf 3 Jahre erhöht. Es ſoll fortan die Militärdienſtzeit, ſoweit ſie 
und die nachfolgende Zivildienſtzeit 


a. 12 Jahre überſteigt, bis zu 3 Jahren, mindeſtens mit einem Jahre, 
b. 12 Jahre nicht überſteigt, mit einem Jahre 


auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. Danach werden beiſpielsweiſe an Militär— 
dienſtzeit angerechnet bei einer Anſtellung nach 


12 Militärdienſtjahren 1 Jahr, 
13 - 1 

14 2 Jahre, 
15 3 

18 - 3 3 = 

9 Militär- und 4 Zivildienſtjahren 1 Jahr, 
9 5 2 5 a 2 Jahre, 
9 6 . 3 

12 - 1 Zivildienſtjahr 1 Jahr, 
12 . 2 Zivildienſtjahren 2 Jahre, 
13 5 +3 - 5 
14 8 3 = 


Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter (Nr. 16/24 der Gehaltsvorſchriften) bleiben unver— 
ändert, jo daß, neben und unabhängig von der Anrechnung der Militärdienſtzeit, auch der 
über 5 Jahre hinausgehende Teil der diätariſchen Dienſtzeit bei der Feſtſetzung des Be— 
ſoldungsdienſtalters berückſichtigt wird. Wenn alſo in dem Beiſpiele von 9 Militär- und 
6 Zivildienſtjahren die letzteren ausſchließlich diätariſche Dienſtzeit darſtellen, ſo ſind neben 
den 3 Militärdienſtjahren noch 1 Jahr Diätariat, insgeſamt 4 Jahre anzurechnen. 

(3) Militäranwärter im Sinne dieſer Verfügung iſt jeder Inhaber des Zivilver— 
ſorgungsſcheins. Wegen der nicht als Militärauwärter geltenden Perſonen vergleiche die 
Fußnote zu Nr. 14 der Gehaltsvorſchriften vom 1. Juli 1905. 

(4) Was als Zivildienſtzeit gilt, iſt im Abſatze 2 des Abſchnitts J der Vorſchriften 
beſtimmt. Die darin erwähnte diätariſche Dienſtzeit rechnet nach Nr. 20b der Gehalts⸗ 
vorſchriften vom Tage der endgültigen Übernahme des Militäranwärters in den Zivil- 


Die Beſtimmungen wegen Anrechnung der über 5 Jahre hinausgehenden diätariſchen 


) Abgedruckt im HMBl. S. 213. 
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ſtaatsdienſt. Eine Beſchäftigung gegen Lohn oder Schreibgebühren gilt nicht als diätariſche 
Beſchäftigung. 

Informatoriſche Beſchäftigungen oder Probedienſtleiſtungen, die vor dem Ausſcheiden 
aus dem Heere oder der Marine zurückgelegt ſind, gelten als Militärdienſtzeit. Zu ihrer 
Anrechnung bedarf es daher auch dann nicht der beſonderen Genehmigung, wenn ſie in 
einem anderen Dienſtzweig oder in einer anderen Verwaltung zurückgelegt ſind. 

(5) Nach Abſatz 3 des Abſchnitts I bleibt die Zeit außer Betracht, während welcher 
die etatmäßige Anſtellung wegen unzureichender Befähigung des Militäranwärters oder aus 
anderen in ſeiner Perſon beruhenden Urſachen ausgeſetzt worden iſt. Vorausſetzung der 
vollen Anrechnung iſt alſo, daß die vorgeſchriebenen Prüfungen rechtzeitig abgelegt werden 
und daß der Beamte keinen Anlaß gibt, ihn vorübergehend von der Anſtellung aus— 
zuſchließen. 

(6) Daß nach Abſchnitt II den Militäranwärtern, die weniger als 9 Jahre im Heere 
und in der Marine gedient haben, die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit bis zur Dauer 
eines Jahres bei der erſten etatmäßigen Anſtellung als mittlere Beamte, Zeichner oder 
Kanzleibeamte angerechnet wird, entſpricht den bisherigen Beſtimmungen. Im Unterbeamten⸗ 
dienſte findet bei den vorbezeichneten Militäranwärtern eine Anrechnung von Militärdienſt— 
zeit auch künftig nicht ſtatt. 

(7) Nach Abſchnitt III ſollen zivilverſorgungsberechtigte Gendarmen beim Übertritt 
in andere Stellen des Zivildienſtes und zivilverſorgungsberechtigte Schutzmänner, die als 
mittlere Beamte, Zeichner oder Kanzleibeamte zur Anſtellung kommen, hinſichtlich der An— 
rechnung von Militärdienſtzeit den Militäranwärtern der Truppe gleich behandelt werden, 
wobei die in der Gendarmerie oder in der Schutzmannſchaft verbrachte Dienſtzeit als 
Militärdienſtzeit anzuſehen iſt. Die Beſtinunung in Nr. 46 der Gehaltsvorſchriften, wonach 
Gendarmen und Schutzmänner ihr Gehalt in der neuen Stelle, inſoweit es deren Höchſtſatz 
nicht überſteigt, weiterzubeziehen haben und ihr Beſoldungsdienſtalter unter Zugrundelegung 
des Normalgehaltes als Gendarm oder Schutzmann feſtgeſetzt wird, greift nur noch beim 
Übertritte von Schutzmännern in den Unterbeamtendienſt Platz, und zwar unter Ausſchluß 
einer Anrechnung von Militärdienſtzeit. Danach beträgt zum Beiſpiel die Anrechnung von 
Militärdienſtzeit bei einer Anſtellung nach 


10 Militär- und 3 Gendarmeriedienitjahren . 0 
9 Militär⸗, 4 Gendarmerie- und 3 Zivildienſtjahren 
9 Militär- und 5 Schutzmannsdienſtjahren im mittleren Dienſte, 
Zeichner⸗ und Kanzleidienſte 2 } 
im Unterbeamtendienſte infolge des Gehaltsmitnahme. .. nichts. 


(8) a. Bei der Anſtellung von aktiven oder penſionierten Unterbeamten (ausſchließ⸗ 
lich der aus der Schutzmannſchaft hervorgegangenen Unterbeamten) als mittlere Beamte, 
Zeichner oder Kanzleibeamte iſt nach Abſchnitt IV Abſatz 1 in Vergleich zu ſtellen das Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter, welches dem Beamten in der neuen Stelle nach Maßgabe des in der 
Vorſtelle wirklich bezogenen Gehaltes an ſich beizulegen war, und dasjenige Beſoldungs⸗ 
dienſtalter, welches er zu erhalten hätte, wenn ihm in der Vorſtelle Militärdienſtzeit nicht 
angerechnet wäre. Der etwa zwiſchen dieſen beiden Terminen liegende Zeitraum ſtellt den 
Vorteil dar, welchen der Beamte aus ſeiner früheren Stelle infolge der daſelbſt jtatt- 
gehabten Anrechnung von Militärdienſtzeit in die neue Stelle mitnimmt und welcher nun⸗ 
mehr in Anrechnung zu bringen iſt. Wenn beiſpielsweiſe ein Lademeiſter, deſſen bisheriges 
Beſoldungsdienſtalter vom 1. Mai 1901 infolge Aurechnung von 3 Militärjahren auf den 
1. Mai 1898 vorzudatieren iſt, am 1. Oktober 1908 zum Eiſenbahnaſſiſtenten ernaunt iſt, 
ſo würde ſein Gehalt als Lademeiſter nach den neuen Sätzen zur Zeit der Beförderung 
zum Eiſenbahnaſſiſtenten (1. Oktober 1908) — 1760 Mark (ab 1. Mai 1910 = 1880 Mark) 
betragen haben. Lediglich unter Berückſichtigung dieſes zuletzt als Lademeiſter bezogenen 
Gehaltes würde das Gehalt als Eiſenbahnaſſiſtent auf 1900 Mark (ab 1. Oktober 1911 == 
2150 Mark) und das Beſoldungsdienſtalter auf den 1. Oktober 1905 feſtzuſetzen ſein. 
Ohne Anrechnung von Militärdienitzeit würde das Gehalt als Lademeiſter am 1. Oktober 
1908 nur 1640 Mark (ab 1. Mai 1910 — 1760 Mark) betragen haben; ſein Gehalt als 
Eiſenbahnaſſiſtent wäre auf 1650 Mark (ab 1. Mai 1910 — 1900 Mark) und ſein Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter auf den 1. Mai 1907 feſtzuſetzen geweſen. Da hiernach der durch die 
Anrechnung von Militärdienſtzeit in der Vorklaſſe erzielte Vorteil nur (1. Oktober 1905 bis 
1. Mai 1907 —=) 1 Jahr 212 Tage beträgt, find in der Aſſiſtentenklaſſe weitere 1 Jahr 


1 Jahr, 
3 Jahre, 
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153 Tage Militärdienſtzeit anzurechnen; das Beſoldungsdienſtalter iſt alſo auf den (1. Df- 
tober 1905 — 1 Jahr 153 Tage —=) 1. Mai 1904 feſtzuſetzen. Hiernach beträgt das Ge- 
halt ab 1. Oktober 1908 — 1900 Mark (ab 1. Mai 1910 — 2150 Mark). Eine noch⸗ 
malige volle Anrechnung der Militärdienſtzeit findet in allen Fällen ſtatt, wo das End⸗ 
gehalt der Unterbeamtenklaſſe, aus welcher der Übertritt erfolgt, geringer oder gleich hoch 
it, als das Anfangsgehalt der neuen Klaſſe des mittleren uſw. Beamten. Wenn ſich z. B. 
ein Schaffner, dem bei der Anſtellung 3 Militärjahre auf das Beſoldungsdienſtalter an- 
gerechnet ſind, bei der Beförderung zum Eiſenbahnaſſiſtenten in der höchſten Gehaltsſtufe der 
Schaffner (1500 Mark) befindet, ſo ſind ihm auf das Beſoldungsdienſtalter in der Eiſen⸗ 
bahnaſſiſtentenſtelle von neuem 3 Militärjahre anzurechnen, da er aus Anlaß der in der 
Schaffnerſtelle ſtattgehabten Anrechnung von Militärdienſtzeit einen Vorteil in die Eiſen⸗ 
bahnaſſiſtentenſtelle nicht mitbringt. 


b. Werden aus der Schutzmannſchaft hervorgegangene Unterbeamte aus der Unter— 
beamtenſtelle in die Stelle eines mittleren Beamten, Zeichners oder Kanzleibeamten be- 
fördert, jo iſt die Militär- und Marinedienſtzeit einſchließlich der Schutzmannsdienſtzeit in- 
ſoweit anzurechnen, als nicht die auf Grund des ihm in der Unterbeamtenſtelle zuſtehenden 
Normalgehaltes erfolgende Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters bereits zu einer gleichen 
Verbeſſerung des Dienſteinkommens führt. 


Beiſpielsweiſe würde einem ehemaligen Schutzmann, der vom 1. Oktober 1893 bis 
30. September 1902 beim Militär, vom 1. Oktober 1902 bis 31. Oktober 1908 in der 
Schutzmannſchaft gedient und in dieſer am 1. Oktober 1905 den Zivilverſorgungsſchein er- 
halten hat, demnächſt am 1. November 1908 mit einem Gehalte von 1640 Mark und einem 
Beſoldungsdienſtalter vom 1. Oktober 1905 zum Zollaufſeher ernannt iſt und am 1. Oktober 
1911. in die Stelle eines Zollaſſiſtenten einrückt, volle 3 Jahre Militärdienſtzeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter der neuen Stelle anzurechnen, dieſes mithin auf den 1. Oktober 1908 
feſtzuſetzen ſein. Dagegen würde einem ehemaligen Schutzmann, der vom 1. Oktober 1890 
bis 30. September 1899 beim Militär, vom 1. Oktober 1899 bis 31. Oktober 1905 in der 
Schutzmannſchaft gedient und in dieſer am 1. Oktober 1902 den Zivilverſorgungsſchein er— 
halten hat, demnächſt am 1. November 1905 mit einem Gehalte von 1360 Mark und einem 
Beſoldungsdienſtalter vom 1. Oktober 1902 zum Zollaufſeher ernannt iſt und am 1. Oktober 
1911 in die Stelle eines Zollaſſiſtenten einrückt, Militärdienſtzeit nicht anzurechnen ſein, da 
er infolge der Mitnahme des Gehaltes als Zollaufſeher bereits eine Vordatierung des Be— 
ſoldungsdienſtalters um 3 Jahre erfährt. 


(9) Als Verwaltung, in deren Bereich die etatmäßige Anſtellung in einer Unter— 
beamtenſtelle organiſationsmäßige Vorausſetzung für die Erlangung einer Stelle des mitt: 
leren Dienſtes iſt, kommt zur Zeit nur die Zollverwaltung in Frage. Dieſerhalb wird von 
mir, dem Finanzminiſter, beſondere Verfügung ergehen. 


(10) Zu Abſchnitt V/ VI der neuen Vorſchriften erſcheinen Ausführungsbeſtimmungen nicht 
erforderlich. 


(11) Die neuen Vorſchriften haben nach Abſchnitt VII rückwirkende Kraft für alle zur 
Zeit im aktiven Dienſte ſtehenden Beamten — einſchließlich derjenigen in Beförderungs— 
ſtellen —, inſoweit ſich für fie daraus eine Verbeſſerung ihres bisherigen Beſoldungsdienſt— 
alters ergibt. Anderenfalls bleibt das Letztere auch für das künftige Aufſteigen im Ge— 
halte maßgebend. Die in Nr. 6 der Allerhöchſt genehmigten Beſtimmungen vom 14. De⸗ 
zember 1891 vorgeſehene Beſchränkung, wonach das Beſoldungsdienſtalter in der Ein⸗ 
gangsſtelle durch Anrechnung von Militärdienſtzeit nicht vor den 1. Januar 1892 beſtimmt 
werden darf, iſt für die Militäranwärter aufgehoben. Eine Gehaltsnachzahlung findet nur 
für die Zeit vom 1. April 1908 ab ſtatt. 


(12) Die rückwirkende Kraft gilt auch für die ſeit dem Beginne des Etatsjahrs 1908 aus 
dem etatmäßigen Anſtellungsverhältnis ausgeſchiedenen ehemaligen Militäranwärter. Sie 
hat bei dieſen zugleich die Wirkung, daß die Penſionen der nach dem 1. April 1908 in 
den Ruheſtand getretenen Beamten und die Verſorgungsanſprüche der Hinterbliebenen der 
ſeit 1. April 1908 verſtorbenen Beamten anderweitig feſtgeſetzt werden; auf die zu oder 
vor dem 1. April 1908 aus dem etatmäßigen Anſtellungsverhältuis ausgeſchiedenen ehe⸗ 
maligen Militäranwärter ſowie auf die Hinterbliebenen dieſer Beamten und auf die Hinter⸗ 
bliebenen der vor dem 1. April 1908 verſtorbenen ehemaligen Militäranwärter erſtreckt 
ſich dagegen die rückwirkende Kraft nicht. 
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(13) Während für die nach Eingang dieſes Erlaſſes erſtmalig anzuſtellenden Militäran- 
wärter das Beſoldungsdienſtalter alsbald unter Berückſichtigung der neuen Vorſchriften 
feſtzuſetzen iſt, können die auf Grund derſelben etwa erforderlichen Feſtſetzungen bei den 
bereits vorher angeſtellten Militäranwärtern erſt gelegentlich der Ausführung der gegen⸗ 
wärtig noch dem Landtage zur Beſchlußfaſſung vorliegenden Beſoldungsordnung erfolgen. 
Derartige Feſtſetzungen ſind daher einſtweilen zu unterlaſſen. Da indeſſen die Feſtſtellung, 
in welchem Umfange den einzelnen Beamten in der Eingangsſtelle (erſte etatmäßige An⸗ 
ſtellung) nach den neuen Vorſchriften Militärdienſtzeit anzurechnen geweſen wäre, und die 
ſich daraus für die Gehaltsfeſtſetzung in den Beförderungsſtellen ergebenden Anderungen 
eine nicht zu unterſchätzende Arbeit verurſachen, erſuchen wir Ew. uſw. unter Bezugnahme 
auf den Erlaß vom 30. März d. Is. (I. 4096 II, II. 2884, III. 4639), die bei der Ge⸗ 
haltsaufbeſſerung zu den Zahlungsanweiſungen uſw. zu verwendenden Muſter betreffend, 
ergebenſt, die erforderlichen Ermittelungen ſchon jetzt vornehmen zu laſſen und die Arbeiten 
ſo zu beſchleunigen, daß bei Eingang der Ausführungsverfügung zur Beſoldungsordnung 
die Dienſteinkommensverbeſſerungen unverzüglich unter Mitberückſichtigung der ſich für die 
Beamten aus der vermehrten Anrechnung der Militärdienſtzeit ergebenden Vorteile zahlbar 
gemacht werden können. Für die Nachprüfung, in welchem Umfange den in Beförderungs⸗ 
ſtellen befindlichen Beamten Militärdienſtzeit nach den neuen Grundſätzen anzurechnen ſein 
wird, iſt unter der Annahme, daß dieſe Grundſätze ſchon bei der erſten etatmäßigen An⸗ 
ſtellung des Beamten beſtanden hätten, feſtzuſtellen, wie ſich alsdann in den einzelnen 
von ihm bekleideten Stellen nach Maßgabe des Zeitpunktes der erfolgten Beförderungen 
und der zur Zeit derſelben in Geltung befindlichen Gehaltsſätze Gehalt und Beſoldungs— 
dienſtalter geſtellt haben würden. Dabei ſind auch die etwaigen Anderungen des Beſol⸗ 
dungsdienſtalters zu berückſichtigen, welche ſich aus den anläßlich einer zwiſchenzeitlichen 
Beſoldungsaufbeſſerung erlaſſenen Ausführungsvorſchriften ergeben haben würden. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 


gez. v. Rheinbaben. Im Auftrage. 
gez. v. Kitzing. 


An die Herren Oberpräfidenten, Regierungspräſidenten uſw. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Betr. Ausfuhr nach Haiti. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. Mai 1909. 

Gemäß Artikel IV Abſatz 1 des deutſch⸗haitianiſchen Übereinkommens vom 29. Juli 
v. J. — Deutſches Handels⸗Archiv, Märzheft 1909, 1. S. 342 — müſſen deutſche Waren, 
um der vertraglichen Vergünſtigungen teilhaftig zu werden, von Urſprungszeugniſſen be- 
gleitet fein. Zur Ausſtellung dieſer Zeugniſſe find nach $ 42 Abſ. 2 des Handelskammer⸗ 
geſetzes in der Faſſung vom 19. Auguſt 1897 die Handelskammern zuſtändig. Hinſichtlich 
des hierbei zu beobachtenden Verfahrens verweiſe ich auf die Beſtimmungen in Abſatz 3 und 4 
des Artikels IV des Übereinkommens. Auf Grund des Abſatzes 5 ſind die Zollſtellen von 
dem Herrn Finanzminiſter angewieſen worden, die ihnen vorgelegten Urſprungszeugniſſe 
mit der erforderlichen Beſcheinigung zu verſehen, falls hiergegen keine Bedenken beſtehen. 
Hierbei wird als Zollbehörde des Verſchiffungshafens zunächſt nur die Zollbehörde eines 
deutſchen Seehafens verſtanden. Es kann indes auch eine andere Zollbehörde für die 
Ausſtellung der Beſcheinigung in Betracht kommen, insbeſondere wenn die Verladung 
deutſcher Waren in das Seeſchiff in einem außerdeutſchen Hafen, z. B. Rotterdam, erfolgt. 


Im Auftrage. 
IIb 4850. von der Hagen. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffer gewerbes. 
Dem Steuermann Dirk Siemering, geboren am 29. Juli 1881 in Warſingsfehn, 
iſt die durch die Entſcheidung des Kaiſerlichen Ober-Seeamtes vom 5. Mai 1908 ihm ent⸗ 
zogene Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Mai 1909. 

Die in Nummer 25 des Reichsgeſetzblatts für 1909 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichseiſenbahnamtes vom 1. Mai 1909 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförde⸗ 
rung zu: 

u 1. Paſtanil 
2. Pniowit. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (SMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. der Vereinigten Cöln-Rottweiler Pulverfabriken in Cölu, 
zu 2. der Pulverfabrik Pniowitz G. m. b. H. in Pniowitz D.-©. 
erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
Ib 5171. von der Hagen. 


— 


f IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 
1. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Abnahmeprüfung der Keſſelanlagen im Bergrevier Süd⸗Hannover. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. Mai 1909. 

Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 21. Januar 1903 (1 211. IIIa 375) will ich 
die Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine vom 1. Juli d. J. ab zur Ausführung der Abnahme⸗ 
prüfung bei den der Aufſicht der Bergbehörde unterſtellten Vereins- und im ſtaatlichen 
Auftrag überwachten Keſſelanlagen im Bereiche des infolge Teilung des früheren Berg— 
reviers Hannover neugebildeten Bergreviers Süd-Hannover ermächtigen. 

In Vertretung. 
I 8726. III 3805. Dr. Richter. 


An den Ausſchuß des Zentralverbandes der Preußiſchen Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine 
zu Frankfurt a. O. 


Betr. Heizerkurſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Mai 1909. 
Es wird beabſichtigt, im Anſchluß an die durch Erlaß vom 30. Jauuar ds. Is. 
— III. 466 — (SMBl. S. 103) bekannt gegebenen Kurſe im Laufe dieſes Etatsjahrs 
folgende ſtaatliche Wanderkurſe für Heizer und Maſchiniſten abhalten zu laſſen: 


Abteilung A. 
(Leiter: Ingenieur Spitznas.) 


In Flensburg. vom 28. Juni bis 12. Juli 1909, 
„ Caſſel Fall 30. Auguſt . 
Aachen 6. September - 20. September 
„Bitterfeld. 227. September - 11. Oktober 


Göttingen 18. Oktober 1. November 
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In Clevee vom 15. November bis 30. November 1909, 
ae 6. Dezember - 20. Dezember 
Sn 5 u mes 10. Januar - 24. Januar 1910 
Neunkirchen, Kreis Ott⸗ 
weiler 5 . = 14. Februar 28. Februar 


Abteilung B. 
(Leiter: Ingenieur Heinrich.) 


r wpbpom 26 Juli bis 9. Auguſt 1909, 
Berlin. „156, Auguſt 30. Auguſt - 
eg 1. der - 25. Oktober 

Hannover oder Linden - 1. November - 15. November 
Hirse „29. November - 13. Dezember 
Bad Lauterberg i. H. „10. Januar - 24. Januar 1910 
Hildesheim . n ar - 14. Februar 
Guben „ 7. März 21. März 


Ich erſuche Sie, das Erforderliche wegen der Bekanntgebung und weiteren Vor⸗ 
bereitung rechtzeitig zu veranlaſſen und mir ſpäteſtens 6 Wochen vor Beginn des Kurſus 
über die Zahl der gemeldeten Teilnehmer und die endgültig zur Verfügung ſtehenden 
Unterrichtsräume uſw. zu berichten. 

Im Auftrage. 
III 3801. Neumann. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Errichtung eines Spezialmarktes für den Großhandel mit Eiern in Berlin. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 16. April 1909. 


Auf Grund des § 70 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich (Reichsgeſetzbl. 1900 
S. 871) und der §§ 76 und 85 der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
(Geſetzſamml. S. 41) ſetze ich feſt, daß zu Berlin an jedem Montag, Dienstag, Donnerstag 
und Freitag mit Ausnahme der ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertage, ſowie der 
beiden jüdiſchen Neujahrstage und des Verſöhnungstags ein Spezialmarkt für den Groß— 
handel mit Eiern in einem für dieſen Zweck zur Verfügung geſtellten Saale des der 
Korporation der Alteſten der Kaufmannſchaft gehörigen Börſengebäudes ſtattfindet. 

Dieſer Erlaß tritt mit dem 17. Mai d. 38. in Kraft. 

Die Marktordnung wird der Königliche Polizeipräſident erlaſſen. 


Im Auftrage. 
IIb 3376. III 2748. Dr. Neuhaus. 


Betr. Handbuch des Wohnnugsweſens und der Wohnungsfrage, 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Mai 1909. 

Im Anſchluß an die von mir in Gemeinſchaft mit den Herren Miniſtern der öffent- 
lichen Arbeiten und des Junern erlaſſene Rundverfügung vom 23. Februar d. J. (HMBl. 
S. 113), betreffend „das Handbuch des Wohnungsweſens und der Wohnungsfrage“ von 
Profeſſor Dr. Rud. Eberſtadt (Jena, Verlag von Guſtap Fiſcher, 1909), weiſe ich noch 
ausdrücklich darauf hin, daß ſich das genannte Werk insbeſondere auch zur Beſchaffung für 
die Bibliotheken der Baugewerkſchulen eignet. Ich erſuche Sie daher, den Direktoren dieſer 
Anſtalten die Beſchaffung des Werkes zu empfehlen. 

Im Auftrage. 
IV. 4726. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage 
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4. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 


1. Allgemeiner Kranken- und Sterbeverein zu Schierſtein (E. H.), 

2. Kranken⸗ und Sterbekaſſe des Breslauer Kaufmänniſchen Vereins von 1834 (E. 9005 
Manufaktur -⸗Arbeiter⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe für Oſterode und Umgegend (E. H.), 
„Freie Unterſtützungskaſſe (E. H.) in Schlagenthin, 

Krankenkaſſe des Cölner Vereins weiblicher Angeſtellter (E. H.) in Cöln, 
Kranken- und Sterbekaſſe für Wirkermeiſter in Barmen, 

„Vereinigte Kranken- und Sterbekaſſe in Franzöſiſch⸗Buchholz, 

Allgemeiner Krankenverein zu Wiesbaden (E. H.), 

„Hoffnung“, Kranken- und Sterbekaſſe zu Baumbach (E. H.), 

Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe des Vereins Stettiner Rollfuhrherren und deren 
Angeſtellten (E. H.), 

11. Jeſſeſche Krankenkaſſe (E. H.) in Neu⸗Ruppin, 

12. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe der Maurer zu Forſt i. L. und Umgegend (E. H.), 
13. Allgemeine Krankenkaſſe zu Niedernhauſen (E. H.). 


Berlin, den 28. Mai 1909. 


— 
O o =D ww 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
ü Im Auftrage. 
Zu III 3944 U. Ang. Neumann. 


p) Juvalidenverſicherung. 
Betr. Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Mai 1909. 


Eurer Exzellenz überſende ich anbei den Abdruck eines Muſters für Anträge auf 
Bewilligung einer Invalidenrente, das in einer Sitzung des für dieſen Zweck von den 
Trägern der Invalidenverſicherung gewählten Ausſchuſſes unter Mitwirkung des Reichs⸗ 
verſicherungsamtes feſtgeſtellt worden iſt. Da dieſes Muſter nach übereinſtimmender Auf⸗ 
faſſung der Verſicherungsträger und nach Anſicht des Reichsverſicherungsamtes den Anforde- 
rungen, die zur ſorgfältigen Vorbereitung der Rentenanträge an ſolche Vordrucke geſtellt 
werden müſſen, entſpricht, ſo wollen Eure Exzellenz, falls gemäß Ziffer 25 der Anweiſung 
vom 15. November 1908, betreffend das Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden, 
die Anordnung über Einführung eines beſtimmten Muſters notwendig werden ſollte, das 
anliegende Muſter zur Benutzung vorſchreiben. 


In Vertretung. 
III 3355. Dr. Richter. 


An die Herren Oberpräſidenten und zur gleichmäßigen Beachtung an den Herrn Regierungs— 
präſidenten in Sigmaringen. 
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Anlage 
Antrag auf Bewilligung einer Invalidenrente 
bei der 
Landes- Verſicherungsanſtalt 

Verhandelt (Ort) „den ten 19 

Kreis: 
Es erſcheint heute 

Familienname: 

(Bei Frauen auch der Geburtsname.) 

Vorname: 

Hauptberuf (Beſchäftigung) § 1 J.V.⸗G. ): 

Wohnort: Dorf — Gut, Poſtort: 

Kreis: 

tag: en (Monat 118 
Bette | - Sun) ahn 
ort 
Kreis: 

legt vor: 

Quittungskarte Nr. ; 

Arbeits⸗ 


Krankheits- Beſcheinigungen, 

Aufrechnungs⸗ ) 

Beſcheinigungen von Kaſſeneinrichtungen, 

Seefahrtsbuch (bei Seeleuten), 

Militärpaß (zum Nachweiſe militäriſcher Dienſtleiſtungen), 


und beantragt auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 13. Juli 1899 die Gewährung einer 
Invalidenrente. 


*) So genau wie möglich anzugeben. Ausdrücke wie Arbeiter, Tagelöhner, Maſchiniſt, Heizer, Schloſſer, Tiſchler 
Fabrikarbeiter, Kutſcher uſw. genügen nicht. Es iſt vielmehr der beſondere Arbeits-, Geſchafts⸗ oder Fabrikationszweig 
anzugeben, in dem der Antragfteller zuletzt ſtändig oder meiſtens gearbeitet hat (3. B. Bauarbeiter: Tagelöhner in 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft; Schloſſergeſelle in einer Maſchinenfabrik oder Brauerei; Bautiſchler; Kutſcher in einem 
Speditionsgeſchäft oder einer Brauerei). 


Die nachſtehenden Fragen werden, wie folgt, beantwortet: 


a) 


b) ſteht er in ärztlicher Behandlung? 


0 
d) 


2. 


Fragen: 


Auf Grund welcher Leiden 
glaubt der Rentenbewerber er: 
werbsunfähig zu ſein? 


bei wem? 
ſeit wann? 


Sind die Beitragsmarken auf Grund 


verſicherungspflichtiger Beſchäfti— 
gung, der Selbſtverſicherung, der 


freiwilligen 


Weiterverſicherung 


verwendet? 


Bla) 


b) 
0) 


4. Falls mit der Markenverwendung 
erſt im vorgerückten Lebensalter 
des Rentenbewerbers begonnen 
worden iſt: 


a) 
b 


— 


) in welchem Umfange? 


Sind die Beiträge regelmäßig 
entrichtet worden? 

ſind Beiträge rückſtändig? 

bei wem? 


aus welchem Grunde iſt dies 
geſchehen? 
von wem und für welche Zeit⸗ 
räume ſind die Marken ver⸗ 
wendet worden? 


Verrichtet der Rentenbewerber 
gegenwärtig noch Arbeiten? 
bei wem? 
welcherlei Art? 
gegen welchen Tage-, Wochen⸗ 
Jahreslohn: 
in bar? 
in Naturalien? 
(hierzu gehören auch 
Wohnung, Kleidung) 
welchen Wert haben die Na⸗ 
turalien? 


Koſt, 


(täglich? wie oft in der 
Woche? wieviel Stunden 


täglich?) 
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Antworten 
des 
Rentenbewerbers: 


Auskunft der den Antrag aufnehmenden 
Behörde, insbeſondere über die Richtig— 
keit der nebenſtehenden Antworten, zu— 
gleich unter Angabe, 
ob die Auskunft auf Grund amt⸗ 
licher Kenntnis der Verhältniſſe oder 
auf Grund amtlicher Ermittelungen, 
insbeſondere Vernehmung von Are 
beitgebern oder Nachbarn uſw. er⸗ 
langt iſt. (Protokolle über Ver⸗ 
nehmungen ſind beizufügen.) 


— — . ——— 8 üñ ¹2ẽ— . we... äfäüä— ä: . .r.,rv.;rx5vtßv5—:L⸗ en — — 


Auskunft der den Antrag aufnehmenden 
Behörde, insbeſondere über die Richtig⸗ 
keit der nebenſtehenden Antworten, zu— 


Antworten gleich unter Angabe, 
ob die Auskunft auf Grund amt⸗ 
Fragen: des licher Kenntnis der Verhältniſſe oder 
auf Grund amtlicher Ermittelungen, 
Rentenbewerbers: insbeſondere Vernehmung von Ar⸗ 


beitgebern oder Nachbarn uſw. er⸗ 
langt iſt. (Protokolle über Ver- 
nehmungen ſind beizufügen.) 


— — —Gu— 


6.| Im Falle der Verneinung von 
Frage Ha: 
a) Wann hat der Rentenbewerber 
zuletzt Arbeiten verrichtet? 
b) bei wem und von wann bis 
wann? 
c) welcherlei Art? 
d) gegen welchen Tage-, Wochen-, 
Jahreslohn: 
in bar? 
in Naturalien? 
(hierzu gehören auch Koſt, 
Wohnung, Kleidung) 
welchen Wert hatten die Na⸗ 
turalien? 
e) in welchem Umfange? 
(täglich? wie oft in der 
Woche? wieviel Stunden 
täglich?) 


7.] War er früher in einem anderen 
Berufszweige tätig? 
(in welchem, wie lange in jedem, 
gegen welchen Lohn?) 


8.] a) Beſteht zwiſchen einem der Ar- 
beitgeber und dem Renten⸗ 
bewerber ein Verwandtſchafts⸗ 
oder Schwägerſchaftsverhält— 
nis? 

welches? 

b) zu welchem Arbeitgeber? 

c) in welcher Zeit iſt bei dieſem 
gearbeitet worden? 

d) iſt der angeblich gewährte Bar⸗ 
lohn wirklich und in regel⸗ 
mäßigen Zeitabſchnitten — in 
welchen? — ausgezahlt worden? 

Verneinendenfalls, warum 


| nicht? 


9.] Haben weſentliche Arbeitsunter⸗ 
brechungen in den letzten Jahren 
ſtattgefunden? 

Aus welchen Gründen? 


—— — ——— — — —dÜb:! . — — er — — 


Auskunft der den Antrag aufnehmenden 
Behörde, insbeſondere über die Richtig⸗ 
keit der nebenſtehenden Antworten, zu⸗ 


Antworten gleich unter Angabe, 
ob die Auskunft auf Grund amt⸗ 
Fragen: des licher Kenntnis der Verhältniſſe oder 
auf Grund amtlicher Ermittelungen, 
Rentenbewerbers: insbeſondere Vernehmung von Ar- 


beitgebern oder Nachbarn uſw. er⸗ 
langt iſt. (Protokolle über Ver— 
nehmungen ſind beizufügen.) 


10.] Warum hat der Rentenbewerber 
feine letzte Beſchäftigung aufge- 
geben? 

(Kündigung des Arbeitgebers, 
Arbeitsmangel, Krankheit, Ar- 
beit ee e 


11.] Wie beſtreitet er ſeit Aufgabe ſeiner 
letzten Arbeit ſeinen Lebensunter⸗ 
halt? 


12.| Beſchäftigt er ſich etwa noch in 
ſeinem eigenen Haushalt oder bei 
Verwandten uſw.? 


13.] a) Welche Arbeiten kann der Ren⸗ 
tenbewerber mit den ihm zu 
Gebote ſtehenden Kräften und 
Fähigkeiten auf dem allgemei⸗ 
nen Arbeitsmarkte (nicht bloß 
in ſeinem bisherigen Berufe) 
unter billiger Berückſichtigung 
feiner Ausbildung noch ver⸗ 
richten? 

b) wieviel kann er dadurch noch 
verdienen: 

an barem Lohn? 

an Koſt, Wohnung und ſon⸗ 
ſtigen Naturalbezügen 
(Wertangabe)? 

c) was hat er früher, insbeſon⸗ 
dere bei voller Leiſtungsfähig— 
keit verdient? 

14.] Was pflegen körperlich und geiſtig 
geſunde Perſonen derſelben Art 
und mit ähnlicher Ausbildung in 
derſelben Gegend durch Arbeit 
zu verdienen? 


15. | Iſt die Beſchränkung der Erwerbs- | f 


— — — — 1lñ—ꝛ— 


fähigkeit herbeigeführt worden: 

a) vom Rentenbewerber vorſätz⸗ 
lich? (8 17 J. V. G.), 

b) oder von ihm bei Begehung 
eines durch ſtrafgerichtliches 
Urteil feſtgeſtellten Verbrechens 
oder vorſätzlichen Vergehens? 
(8 17 J. V. G.), 

c) oder von anderen Perſonen? 

von wem? (§ 54 J. V. G.) 
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Antworten 


Fragen: des 


16. Iſt die Erwerbsunfähigkeit die 
Folge eines Unfalls, für den 
dem Rentenbewerber ein Anſpruch 
auf Entſchädigung aus der Unfall⸗ 
verſicherung zuſteht? 

Schwebt das Rentenverfahren und 
bei welcher Berufsgenoſſenſchaft? 
Bezieht der Rentenbewerber bereits 
eine Unfallrente? 
in welcher Höhe? 
von welcher Berufsgeuoſſen— 
ſchaft? 


17.] Bezieht der Rentenbewerber eine 
Invaliden, Alters- oder Knapp⸗ 
ſchaftsrente, eine Penſion (Inva 
lidenpenſion), ein Wartegeld uſw.? 

in welcher Höhe? 
von wem? 
Iſt ein Heilverfahren eingeleitet? 


18.] Hat der Rentenbewerber bereits 
früher einen Antrag auf Bewilli⸗ 
gung der Invalidenrente oder 
Altersrente geſtellt? 

Iſt ſeit der Zuſtellung der end— 
gültigen Entſcheidung über den 
Invalidenrentenantrag ein Jahr 
verfloſſen? 

Hat bereits früher ein Heilver— 
fahren ſtattgefunden? 


j— Uͤ— üöẽʒzꝗ—e— — — 0 —— 
— — — —w—ä— —-— — — Fſ— 


Gehört der Rentenbewerber einer 
Krankenkaſſe an? 
gegebenenfalls: welcher? 


FE 
S 


20.| Hat der Rentenbewerber Ange⸗ 
hörige, deren Unterhalt er bisher 
aus ſeinem Arbeitsverdienſt in 
ſolchem Umfange beſtritten hat, 
daß bei Fortfall dieſes Arbeits⸗ 
verdienſtes eine Notlage für die 
Angehörigen entſtehen würde? 

Wie heißen dieſe Angehörigen und 
wo wohnen ſie? 


Rentenbewerbers: 


— . ͤ Bäͤä—e ̃ ́ ͤüä — — —Uj—ẽ̃ — r̃— — 


Auskunft der den Antrag aufnehmenden 
Behörde, insbeſondere über die Richtig⸗ 
keit der nebenſtehenden Antworten, zu⸗ 
gleich unter Angabe, 
ob die Auskunft auf Grund amt⸗ 
licher Kenntnis der Verhältniſſe oder 
auf Grund amtlicher Ermittelungen, 
insbeſondere Vernehmung von Ar⸗ 
beitgebern oder Nachbarn uſw. er⸗ 
langt if. (Protokolle über Ver⸗ 
nehmungen ſind beizufügen.) 
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Auskunft der den Antrag aufnehmenden 
Behörde, insbeſondere über die Richtig 
keit der nebenſtehenden Antworten, zu⸗ 


Antworten gleich unter Angabe, 
ob die Auskunft auf Grund amt⸗ 
Fragen: des licher Kenntnis der Verhältniſſe oder 
auf Grund amtlicher Ermittelungen, 
Rentenbewerbers: insbeſondere Vernehmung von Ar— 


beitgebern oder Nachbarn uſw. er⸗ 
langt iſt. (Protokolle über Ver⸗ 
nehmungen ſind beizufügen.) 


21.] Hat der Rentenbewerber bis zum 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit 
ſeinen Lebensunterhalt 

ganz oder 
zum Teil 
aus ſeinem Arbeitsverdienſte be— 
ſtritten? 

Von wem iſt er unterſtützt worden 

(Privatperſonen, Armenverband)? 
ſeit wann und wodurch? 

| 


| 


Iſt für den Rentenbewerber bei 
Abgabe der dieſem Antrage bei— 
gefügten Quittungskarte eine 
neue Quittungskarte ausgeſtellt 
worden? 


23. Iſt der Rentenbewerber gemäß 
Ziffer 5 Abſ. 1 der Miniſterial⸗ 
Anweiſung vom 15. November 
1908 (betreffend das Verfahren 
vor den unteren Verwaltungsbe— 
hörden) auf die Beſtimmungen 
des Invalidenverſicherungsge— 
»ſetzes über das Erlöſchen der An— 
wartſchaft und die Verwendung 
freiwilliger Beiträge hingewieſen 
worden? 


—— . —n— — 3 —Uäẽ—— 


Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben — unterkreuzt — wie folgt: 


Geſchloſſen. 


(Ulnterſchrift) 


(Amtscharakter) 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde und der weiblichen Handarbeiten. 
Im Herbſte 1909 werden in Hannover beginnen die Prüfungen für Lehrerinnen 


der Hauswirtſchaftskunde am 14. September, 
der weiblichen Handarbeiten am 21. September. 


Betr. Befähigungszengniſſe für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde. 
Nach getroffenem Übereinkommen erlangen die Befähigungszeugniſſe für Lehrerinnen 
der Hauswirtſchaftskunde, welche 


a) von dem Seminare für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde der Frau Burchardi 
in Eiſenach auf Grund voraufgegangener Prüfung, 

b) im Hamburger Staatsgebiet auf Grund der von dem dortigen Senat im 
Jahr 1909 erlaſſenen Prüfungsordnung 


ausgeſtellt ſind, in Preußen und anderſeits die von einer ſtaatlichen Prüfungskommiſſion in 
Preußen ausgeſtellten Befähigungszeugniſſe für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde in den 
Staatsgebieten des Großherzogtums Sachjeu-Weimar und der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
die gleiche Giltigkeit, die ſie in dem Staate beſitzen, in welchem ſie ausgeſtellt ſind. 


Betr. Wauderverſammlung des deutſchen Gewerbeſchulverbandes. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Mai 1909. 

In der Zeit vom 2. bis zum 5. Juni ds. Is. findet in Poſen die XX. Wander⸗ 
verſammlung des deutſchen Gewerbeſchulverbandes und gleichzeitig der im Verbande 
beſtehenden Gruppen der Baugewerkſchulmänner, der Maſchinenbauſchulmänner, der Kunſt⸗ 
gewerbeſchulmänner, der allgemeinen Gruppe und der Gruppe der Mädchengewerbeſchulen 
ſtatt. Auf den Antrag des Vorſitzenden des deutſchen Gewerbeſchulverbandes erkläre ich 
mich damit einverſtanden, daß aus den Provinzen Poſen, Schleſien, Oſt⸗ und Weſtpreußen, 
Schleswig-Holſtein und Brandenburg von jeder größeren gewerblichen Unterrichtsanſtalt 
einſchließlich derjenigen für das weibliche Geſchlecht der Leiter bezw. die Leiterin und je 
eine hauptamtliche Lehrperſon, im Falle der Behinderung der erſtgenannten je zwei haupt⸗ 
amtliche Lehrperſonen, zu den Verhandlungen entſandt werden können. Ich ſetze voraus, 
daß in den Anſtaltsetats zur Deckung der entſtehenden Koſten hinreichende Mittel vorhanden 
ſind, und überlaſſe in dieſem Falle den beteiligten Direktionen, Schulvorſtänden oder 
Vereinen die erforderlichen Anordnungen. Die Reiſebeihilfen dürfen nur bis zur Höhe der 
für ee feſtgeſetzten Beträge bewilligt werden. (Vergl. Erlaß vom 8. Mai 1903, 
HMBl. S. 199. 

Die gewerbeſchultechniſchen Referenten haben, ſofern ſie nicht durch dringende Dienſt— 
geſchäfte verhindert ſind, den Verhandlungen beizuwohnen. 

Ferner beſtimme ich, daß die Pfingſtferien an den für die Beteiligung an der Wander— 
verſammlung in Betracht kommenden gewerblichen Unterrichtsanſtalten bis zum 6. Juni zu 
verlängern ſind. 

IV 4892. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten in den Provinzen Poſen, Schleſien, Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen, Schleswig⸗Holſtein und Brandenburg ſowie den Herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam. 
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2. Fachſchulen. 
Betr. militäriſche Ubnugen von Fachſchullehrern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Wale dee e e 05 
66, 1 s 


In neuerer Zeit haben fich im Betriebe der Fachſchulen für die Metallinduſtrie öfter 
Unzuträglichkeiten daraus ergeben, daß nach Aufſtellung der Stundenverteilungspläne durch 
erſt ſpäter bekannt gewordene Einberufungen von Lehrern zu militäriſchen Übungen Ande— 
rungen an den Plänen erforderlich wurden. 

Auf mein Erſuchen hat der Herr Kriegsminiſter in dankenswerter Weiſe angeordnet, 
daß für eine möglichſt frühzeitige Bekanntgabe aller Einberufungen zu längeren Übungen 
Sorge getragen werden ſolle, damit die Übenden ſelbſt und ihre vorgeſetzten Behörden Zeit 
und Gelegenheit haben, ſich danach einzurichten. 

Übrigens iſt anzunehmen, daß vielfach, z. B. nach wiederholten erfolgreichen Reklama— 
tionen, die in Betracht kommenden Lehrer, wenn ausnahmsweiſe eine frühzeitige Mitteilung 
der Einberufung nicht möglich iſt, ſelbſt wiſſen werden, daß ihnen eine militäriſche Dienſt 
leiſtung mit Sicherheit bevorſteht. Die Herren Direktoren werden deshalb dafür zu ſorgen 
haben, daß die Lehrer ihnen in Fällen dieſer Art ihrerſeits rechtzeitig Mitteilung machen. 
Anderſeits werden die Direktoren nicht aus dem Auge laſſen dürfen, daß die Ableiſtung 
militäriſcher Ubungen auch bei Beamten als eine ſtaatsbürgerliche Pflicht anzuſehen iſt, 
mit der ſich die Schulbetriebe abzufinden haben. Reklamationen aus dienſtlichem Intereſſe 
werden daher nur in beſonders dringlichen Fällen anzubringen ſein. 

Hiernach wollen Sie für die beteiligten Schulen des dortigen Bezirks das Er— 
forderliche veranlaſſen. 

IV 3174. Delbrück. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Dieuſtanweiſung für die Direktoren und Lehrer an Fachſchulen für das Baugewerbe und 
für die Eiſen⸗ und ſonſtige Metallindnſtrie. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. a 0 
66, 5 9. 


In Abänderung der Dienſtanweiſungen für die Direktoren und die Lehrer an den 
Königlich Preußiſchen Fachſchulen für das Baugewerbe und für die Eiſen- und ſonſtige 
Metallinduſtrie vom 22. Auguſt 1901 (HM Bl. S. 410) beſtimme ich hiermit, daß der 
§ 2 unter A, betreffend Beurlaubung und Vertretung des Direktors, folgende Faſſung erhält: 

Der Direktor darf ſeinen dienſtlichen Wohnſitz außerhalb der Ferien nur 

mit Urlaub oder auf höhere Anordnung verlaſſen. Bis zu dreimal 24 Stunden 
kann er ſich ſelbſt Urlaub erteilen, hat aber vor deſſen Antritt den Regierungs⸗ 
präſidenten und den Vorſitzenden des Schulvorſtandes unter Angabe des 
Grundes und Namhaftmachung ſeines Vertreters davon in Kenntnis zu ſetzen. 
Längerer Urlaub iſt bei dem Regierungspräſidenten nachzuſuchen. Seine Ver⸗ 
tretung während des Urlaubs und bei ſonſtiger Abweſenheit (Dienſtreiſen und 
dergl.) hat er, ſofern nicht etwas anderes angeordnet oder den Umſtänden nach 
geboten iſt, dem im Dienſte und bei gleichem Dienſtalter dem den Jahren nach 
älteſten akademiſch gebildeten Lehrer der Anſtalt zu übertragen und ihm nötigen— 
falls mit näheren Anweiſungen zu verſehen. 

„Von demſelben Lehrer wird der Direktor auch in Erkrankungs- und anderen 
Behinderungsfällen vertreten. 

In den Ferien darf der Direktor, ſofern er für ſeine Vertretung geſorgt 
hat, auch ohne Urlaub verreiſen. Er hat aber vor Antritt der Reiſe dem 
Regierungspräſidenten und dem Schulvorſtande hiervon unter Namhaftmachung 
ſeines Vertreters Anzeige zu erſtatten. 

Der Regierungspräſident kann, wenn nach ſeinem Ermeſſen das Intereſſe 
der Anſtalt es verlangt, verfügen, daß der Direktor während der Ferien am 
Wohnſitze der Anſtalt verbleibt. 

iernach iſt künftig zu verfahren. 


H 
IV 4441. Delbrück. 
An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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